
Glückspielstaatsvertrag

 04. Februar 2016

Hans-Jörn Arp und Wolfgang Kubicki: Vom staatlichen
Glücksspielmonopol sind nach diesem Urteil endgültig nur noch
die gut dotierten Versorgungsposten im Toto- und Lottoblock
übrig

Der Parlamentarische Geschäftsführer der CDU-Fraktion im
Schleswig-Holsteinischen Landtag, Hans-Jörn Arp, und FDP-Fraktionschef
Wolfgang Kubicki haben die Ministerpräsidenten der Länder nach der
heutigen (04. Februar 2016) Vorabentscheidung des Europäischen
Gerichtshofes (Rechtssache C-336/14) erneut aufgefordert, endlich für eine
verfassungs- und europarechtskonforme Ausgestaltung des Glücksspiels zu
sorgen: 

„Wie viele nationale und europäische Gerichte müssen dieses Machwerk noch
in der Luft zerreißen? Wann wachen die Ministerpräsidenten endlich auf?“,
fragte Arp in Kiel. 

Mit diesem EuGH-Urteil sei der deutsche Glücksspielstaatsvertrag endgültig
erledigt. „Es hält sich schon heute niemand mehr daran – beispielsweise wird
bei nahezu jeder Sportveranstaltung gegen die Werberichtlinien verstoßen.
Die Ordnungsbehörden unternehmen schon lange nichts mehr dagegen. Sie
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wissen, dass die Gerichte jede Maßnahme wieder kassieren würden“, sagte
Kubicki. 

Der Versuch der Ministerpräsidenten, das staatliche Glücksspielmonopol trotz
alledem aufrecht zu erhalten, habe zum exakten Gegenteil geführt. 

„Das illegale Glücksspiel und die Geldwäsche blühen. Die Steuern und
Abgaben brechen ein. Spielerschutz und Suchtprävention finden nicht statt.
Vom staatlichen Glücksspielmonopol sind nur noch die gut dotierten
Versorgungsposten im Toto- und Lottoblock übrig“, so Arp. 

Es gelte jetzt, endlich auf einen rechtskonformen Weg zurück zu kehren.
Dieser liege in Form des von der Albig-Regierung in Schleswig-Holstein
wieder abgeschafften Glücksspielgesetzes vor. 

„Das Gesetz ist notifiziert. Es ist wirkungsvoll. Es sorgt für Spielerschutz und
Suchtprävention. Es bekämpft das illegale Glücksspiel und die Geldwäsche.
Und es sorgt dafür, dass die Unternehmer Steuern und Abgaben zahlen. Die
Ministerpräsidenten wären gut beraten, es zu übernehmen. Die Gerichte und
die Europäischen Institutionen haben gezeigt, dass ihre Geduld am Ende ist“,
sagte Kubicki. 
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